
Schwesig: Wir müssen unsere Kinder 
besser schützen  
 

Ministerpräsidentin Manuela Schwesig hat heute im Landtag 
ihre Forderung nach einer stärkeren Regulierung der Social-
Media-Plattformen, mehr Medienkompetenz und einem 
Social-Media-Verbot bis zu einem Alter von 14 Jahren und 
einem jugendgerechten Einstieg bekräftigt. 
 
„Der Staat hat eine Mitverantwortung für den Schutz unserer 
Kinder. Wir teilen diese Verantwortung mit Eltern, Lehrerinnen 
und Lehrern und allen anderen, die mit Kindern zu tun haben. 
Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, Kinder vor Gewalt 
zu schützen und Kindern sichere Räume für ihre Entwicklung 
zu garantieren - ob in der Familie, im Verein, auf der Straße 
oder in den Medien“, sagte Schwesig zur Begründung. 
 
Die Landesregierung habe daher am Dienstag die Einsetzung 
einer Kommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen 
Welt“ beschlossen. „Mitglieder sind Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Schule, Psychologie, Medizin und 
Medienpädagogik, dazu Eltern, Jugendvertretungen und die 
betroffenen Ressorts der Landesregierung. Bis Sommer soll 
uns die Kommission ihre Empfehlungen zum besseren Schutz 
von Kindern und Jugendlichen bei der Nutzung sozialer 
Medien vorlegen“, informierte die Ministerpräsidentin. 
 
Kinder und Jugendliche seien in sozialen Medien 
Fehlinformationen, Hass und Hetze, Gewalt und Pornografie 
schutzlos ausgeliefert. „Ein Beispiel gibt die Studie der 
Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen zu 
Cybergrooming. Etwa jedes vierte Kind hat schon 
sexualisierte Übergriffe von Erwachsenen im Internet erlebt“, 
berichtete die Ministerpräsidentin. „Und die Kinder fühlen sich 
damit allein gelassen.“ 
 
Zunächst einmal seien die Anbieter gefragt. „Plattformen 
sollten der Gesellschaft dienen und nicht umgekehrt. Das ist 
aber leider nicht die Wirklichkeit. Gerade die großen US-
amerikanischen Plattformen weigern sich, für wirksame 
Alterskontrollen und jugendgerechte Angebote zu sorgen“, 
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kritisierte Schwesig. Niemand könne erzählen, eine Kontrolle 
sei unmöglich. „Wenn die Plattformen in kürzester Zeit so 
viele Daten sammeln, dass sie mir gezielt Werbung 
unterjubeln, die genau meinen Suchanfragen im Internet 
entspricht, dann können sie auch mehr für den Schutz der 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen tun.“ 
 
Solange dies nicht verlässlich geregelt sei, plädiert die 
Ministerpräsidentin für ein Social-Media-Verbot bis 14 Jahren. 
„Für die Jugendlichen von 14 bis 16 Jahren brauchen wir eine 
verpflichtende altersgerechte Ausgestaltung der Plattformen. 
Dazu gehören jugendgerechte Angebote und ein Verbot von 
Algorithmen, die übermäßige Nutzung fördern oder belohnen.“ 
Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz Anfang März habe ein 
Antrag aus Mecklenburg-Vorpommern zum besseren Schutz 
von Kindern und Jugendlichen in den sozialen Medien eine 
klare Mehrheit gefunden. Nun sei es Aufgabe der 
Bundesregierung, zu verbindlichen Regelungen zu kommen. 


